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SCH Handlungsweisen und Vertahren arbeiten. Entsprechend rellen und politischen Rechte gewährleistet ınd. Wır verurteijlen

1St überprüfen, welche Beziehungen mıiıt Sozialsystemen und jeden Entzug oder jede Einschränkung der menschlichen Rechte
-strukturen möglıch sind, welche die Verletzung der Menschen- AausSs Gründen der Rasse. Wır bitten die Völker und die 1n Streit
rechte begünstigen. Solche Begünstigung 1St öftentlich NZU- stehenden Gruppen, die Versöhnung suchen, ındem S1e auf

jede Form VO  3 Verftfolgung und Gewalttat verzichten und ındem
Keıine Natıon 1St 1n diesem Bereich untadelig. Es 1St ıcherliıch s1e den politischen Gefangenen und Verbannten nach Mensch-
nıcht Aufgabe der Synode, besondere Fälle VO Menschenrechts- iıchkeit und Billigkeit Amnestie gewähren.
verletzung spezifiziıeren, das 1St. eher Sache der zuständigen Recht auf Religionsfreiheit: In diesem echt kommt Zanz be-
Stellen) der örtlichen Ebene Doch wollen WIr 1in Wort und 'Tat sonders die Würde der menschlichen Person ZU Ausdruck,
diejenigen ermutigen, die für die Menschenrechte arbeiten: WIr W 1e s1e uns durch das Wort CGottes und durch die Vernunft -
wollen die Autoritätsträger einladen, die Menschenrechte durch- gesichert 1St. Diese Freiheit wird heute 1ın verschiedenen politı-
ZUSETZECN; schließlich wollen wır den Menschen Hoftnung - schen 5Systemen, die den Kult, die relig1öse Erziehung und den
chen, die der Verletzung ıhrer Rechte leiden. Hıer möch- soz1alen Dıenst behindern, entweder verweigert oder Eın-
ten WIr die Aufmerksamkeit autf einıge Punkte richten, schränkungen gebunden. An alle Regierungen richten WIr die
denen Menschenrechte heute besonders edroht SIN Einladung, das echt auf Religionsfreiheit ıcht 11ULX MmMi1t Wor-

ten anzuerkennen, sondern durch Taten sıchern: VOr allem

Rechte, die besonders bedroht sind mussen alle Formen VO!  3 Diskriminierung beseitigt werden, und
für alle mu{ gewährleistet se1n, dafß S1E ıhrer relig1ösen Über-

Recht auf Leben Es 1st eın fundamentales, unveräußerliches ZCUSUNG folgen können. Das gehört Z Vollgehalt der bürger-
lıchen Rechte Die CENTSESCHYESETIZLE Haltung würde dıe Glau-echt. Doch unterliegt heute schweren Verletzungen: Abtrei- benden Buüurgern zweıter Klasse ernjedrigen.bung, Euthanasıie, weıtverbreitete Folter, Gewaltanwendung

Unschuldige, Krıeg. Der Rüstungswettlauf 1St eın kost-
spieliger Wahnsinn, 2A0 Schaden der Welt: chaflt zudem Die Menschenrechte un das Heilige JahrMiıttel eiıner noch massıveren Zerstörung des Lebens
Recht auf Nahrung: Dieses echt 1st CNS MI1t dem echt auf
Leben verbDunden. Miıllionen Menschen sınd ZUrTr Zeit davon be- Wır feiern Jjetzt eın Heıiliges Jahr der Erneuerung und der

Versöhnung. Es erinnert uns das große biblische Jahr derroht, VOTr Hunger sterben mussen. Es 1St unbedingt nÖötıg,
dafß die Völker autf der nächsten Welternährungskonferenz der Vergebung (Lev 25) und die abe und dıe Möglichkeit

der Versöhnung, die Christus u1l5s5 geschenkt hat (Lk 4, 18—19;Vereinten Natıionen ıne konzertierte Aktion der Solıdarität Eph 2) — urch dieses Heıilige Jahr bekräftigen WIr, dafßunternehmen. Wır laden die Regierungen einer tiefgreifen- dıe Kirche Zeıichen und Quelle der Versöhnung zwıschen denden Reviısıon ıhrer Haltung den Opfern des Hungers 1n der Völkern se1ın mu(ß Die Menschen haben das echt autf Hoft-Welt e1n; WIr bıtten s1e, die Imperatıve der Gerechtigkeit und
NnNung. Die Kirche mu{ß heute Zeichen un Quelle der Hofftnungder Versöhnung uizunehmen und rasch den Weg finden, se1n. Deshalb hat S1e ımmer dıie Absicht, denen verzeihen,die Hungernden spelisen.

Soz:io-Okonomische Rechte: Versöhnung verlangt Gerechtigkeit. dıe sS1e verfolgen und verleumden. Sıe verspricht Aufgeschlos-
senheıt, Sympathıie und Verständnıiıs al denen, die s1€e kritisie-Dıie massıven Ungleichgewichte Macht und Reichtum, die 1n

der Welr oft auch innerhalb der Natıonen bestehen, ICH, herausfordern der angreıfen. Alle, jeden Mann und jede
Frau, laden WIr e1n, die Verantwortung erkennen, die eınbilden eın schweres Hındernıis tür die Versöhnung. Die Konzen- jeder 1n seınem Gewissen für dıe Rechte der anderen tragt. Imtratıon wirtschaftlicher Macht 1n den Händen eiıner leinen Zahl Licht der u1ls auferlegten Pflicht der Evangelisierung und 1N

VO Natıonen und multinationaler Gruppilerungen, das estruk- Kraft uUNnse1csS Auftrags, die Frohe Botschaft verkünden, be-turelle Ungleichgewicht der Handelsbeziehungen, die Ungleich- stärken WIr UNSsSeTEC eıgene Entschlossenheit, die Rechte des Men-eıt 1n der Entwicklung der Preise zwıschen Industrienationen schen und die Versöhnung überall 1n der Kirche un: 1n der Weltrund den anderen, die Untfähigkeit, wirtschaftliches Wachstum
VO heute Öördern.und gerechte Verteilung innerhalb der Völker und auf der 1N-

ternationalen Ebene verbinden, Arbeıitslosigkeit, Diıskrimi1-
nıerung bei der Beschäftigung, die globalen Nıveaus der Roh-
stoffausbeutung, all das ordert Reformen, wWenn Versöhnung Die DP-Thesen ber dasmöglich seın oll
Politische UN bulturelle Rechte: Die Versöhnung 1n der Gesell- Verhältnis Von Kirche
chaft und die Rechte der menschlichen Person verlangen, dafß un aajeder Mensch eine wirkliche Rolle ZUr Bestimmung se1ines Schick-
cals übernehmen kann Jeder hat das Recht, mMI1t Freiheit und 1n
Verantwortung politischen Leben beteiligt s'e1In. FEr hat Dıiıe Thesen der FDP Dber Freie Kirche ım freien Staat, dıe auf
ebenfalls das Recht auf freien Zugang ZUT Information, das dem Parteitag 1. Oktober ın Hamburg ZU Parteitags-
echt der Redefreiheit, ferner das echt auf Presse- und Me1- abschluß erhoben wurden, haben ın der Endfassung folgenden
nungsfreiheit. Dıie Menschen haben eın echt auf Erziehung Wortlaut. (Zu den früheren Fassungen vgl H November 1979
SOW1e auf freie Bestimmung der Art und VWeıse, w 1ıe iıhre Kınder 3939

erziehen sind Nıemand, weder der einzelne noch dıe Gruppe,
ol ürchten müussen, Aaus politischen oder ideologischen Gründen Ziel liberaler Politik 1St die Sıcherung und Erweıterung der
verhaftet, gefoltert oder eingekerkert werden. Allen Mıt- Freiheit. Hıerzu gehören entscheidend die gerade auch VO':

yliedern der Gesellschaft, auch dıe Gastarbeiter, mussen sıcher Liberalısmus erstrittene aubens-, Gewi1issens- und Bekenntnis-
se1n, dafß durch Rechtsschutz iıhre persönlıchen, sozialen, kultu- freiheit SOWI1e das echt auf freie Religionsausübung, WI1Ie s1e
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1m Artıikel des Grundgesetzes stärker als Je 1n der Die Religionsmündigkeit beginnt w 1e schon heute 1in den me1-
deutschen Geschichte als unmıiıttelbar geltendes echt garantıert SsSten Bundesländern mi1ıt Vollendung des Lebensjahres.
sind. Für die F.D 1St daher selbstverständlich, die welt- Nıemand 1St verpflichtet, seıine relıg1öse Überzeugung
anschaulich-religiöse Überzeugung VO:  ; Einzelnen und Gruppen ONenbaren. Diesem Verfassungsgrundsatz 1St berall;, insbeson-

achten SOW1e jedem die Freiheit sıchern, se1ın Leben da- ere 1m Personenstandsrecht und 1m öftentlichen Dienst, E
nach gestalten. Lung vers!  afen.
Das Christentum hat Geschichte, Kultur und ethisches Bewußt- IBIG bisherige Kirchensteuer 1St durch eın kırcheneigenes Be1-
seın 1n Europa entscheidend gepragt Im carıtatıven Bereich LTagssSyStem Es siınd MIt den Kirchen entsprechende
haben die cAQristlichen Kirchen wegweısende Arbeit geleistet. Verhandlungen ber die Modalıitäten der Überleitung aufzu-
Das Bekenntnis ZUr persönlichen Glaubens- und Gewissens- nehmen und ausrel  ende Fristen vorzusehen.
treiheit schließt er untrennbar e1n, da{fß das Wirken der Der Verfassungsgrundsatz der weltanschaulich-religiösen
Kirchen N1' Ur 1m innerkirchlichen Bereich, sondern auch 1n Neutralıtät des Staates 1St auf Länderverfassungen und Gesetze,
der Gesellschaft gesichert seın muß Regeln und Gebräuche 1m öftentlichen Bereich anzuwenden.
Jedoch verlangt das Grundrecht der Glaubens- und Gewi1ssens- Dıie Glaubensüberzeugungen einzelner Gruppen dürten nıcht
freıiheit die Gleichbehandlung aller Bürger 1mM Bereich V O!  —$ tür alle verbindlich gemacht werden. Aut sakrale Formen und
Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung. Deshalb muß Symbole 1St 1m Bereich staatlicher Institutionen W 1€ Gerichten
der Staat sıch weltanschaulich-relig1ös neutral verhalten. Dıie und öftentlichen Schulen Zu verzichten. Dıiıe Eidesformel 1St
Zugehörigkeit der Nichtzugehörigkeit eıner Religi0ons- der neutral fassen: dem FEidesleistenden mu{ 05 freistehen, den
Weltanschauungsgemeinschaft darf keine Vor- der Nachteıle Eıd durch eınen Zusatz 1mM Sınne seiner Weltanschauung
miıt sıch bringen. erganzen.
In diesem Verständnis siıch liberale Politik für die CMN- Die bestehenden Staatsverträge MIt den Kirchen Kirchen-seıtige Unabhängigkeıt VO  — Kırche und Staat eın Es geht vertrage und Konkordate) sind iıhres Sonderrechts-
darum, jenen Raum freizuhalten, 1n dem die Kırchen und charakters keın geeignetes Mittel, die Beziehungen 7zwıschen
andere Religionsgemeinschaften ihre Aufgaben nach iıhrem Kırche und Staat regeln. Deshalb dürfen solche Verträage
eigenen Selbstverständnıis erfüllen können. nıcht 1ICUu abgeschlossen werden. Dıe bestehenden Kırchenver-
Das Verhältnis VO  —_ Staat und Kırche wiıird immer SPanNnnungS- trage und Konkordate sind, SOWe1lt S1E noch gültig sınd, 1n
voll Jeiben. Gerade eshalb muß CS 1n eiınem freien Staat VO

eit Zeıt TeUuU überdacht und LICUu bestimmt werden. Dıe gemeinsamer UÜbereinkunft autzuheben. Ihre Gegenstände sind,
SOWeIlt erforderlich, durch (seset7z der Einzelvereinbarungen

FE.D 1STt eingehenden Gesprächen MI1Tt den Kirchen und
u regeln.anderen relig1ösen und weltanschaulichen Gruppen bereıt. Sıe Die autf Gesetz, Vertrag der besonderen Rechtstiteln be-

9 da{flß die Kırchen selbst sıch aktıv eıner sachlichen ruhenden Staatsleistungen d1e Kırchen sind abzulösen. (WıeDiskussion beteiligen, enn S1e weiß, dafß (3 Christen 1n allen
CS Artıkel 140 und Artikel 13585 bs. 1 WRV vorsehen.)Kırchen 1Dt, die gleiche der Ühnliche Ziele der Glaub- Soweılt Kirchen und Religionsgemeinschaften gegenüber ande-

würdigkeit der Kiırche willen anstreben.
LCIN gemeinnützıgen Institutionen SteUEr- und gebührenrecht-

In diesem Sınne einem Verhältnis W Staat und ıche Sondervorteile besitzen, sind diese aufzuheben.
Kirche beizutragen 1St das Ziel dieser Forderungen. Dabei 1St Bıldung, Krankenpflege und soz1iale Versorgung SIN öftent-
der E.D bewußt, da{ß eın Teil dieser Forderungen ıhrer ıche Aufgaben. 1)as echt der trejen Träger, 1n diesen Bere1-
Verwirklichung verständıger Übergänge der AangeEMESSCHCI chen tätıg se1n, mu{(ß gewahrt werden allerdings hne
Zeıtspannen bedarft. Vorrangstellung. Dazu sollen die treıen Träger sachgerechte

staatlıche Zuschüsse erhalten. Dıie öftentliche Hand muß sıcher-
Kırchen und weltanschauliche Gemeinschaften entscheiden stellen, daß eine ausrei  ende Anzahl VO  —_ Einrichtungen bereit-

ber ıhre Angelegenheıten unabhängig VO staatliıchen Einflüs- steht, den Bedart weltanschaulich neutralen, jedermann
sC11. 1)as erfordert, da{fß der Staat seine verbliebenen Einfluß- zugänglıchen Einrichtungen decken Soweıt Einrichtungen

der treien Träger öffentlich gefördert werden, mussen S1e all-möglichkeiten (insbesondere die Mitwirkung der regionalen
Gliederung der Kırchen, diıe Forderung des bischöflichen TIreu- gemeın zugänglich se1n: Andersdenkende dürfen keinerlei Be-
eides auf die Verfassung, den Einflufß auf die Besetzung kirch- nachteiligungen der Zwängen ausgeSsetzt se1n.
lıcher AÄmter) aufgibt. Dıie relig1ös und weltanschaulich neutrale Gemeinschafts-

schule oll 1m Bundesgebiet die staatliche RegelschuleDer Status eiıner Körperschaft des Oftentlichen Rechts 1St für
relig1iös und weltanschaulich gebundene Gruppen W 1€e die Kır- seıin. Der Religionsunterricht 1St nach der Verfassungslage
chen nıcht yee1ignet, da diese ihre Aufgaben N:  cht AaUuS at- ordentliches Lehrfach. Alternatıv wiıird eın Religionskunde-
lıchem Auftrag herleiten. Andererseits wird das Vereinsrecht unterricht angeboten. 7Zwischen beıiden Fächern esteht freie
der Bedeutung der Kirchen und anderen Großverbände ıcht Wahlmöglichkeit. 1 )as Recht, priıvate Schulen errichten und
gerecht. Es 1St daher eın Verbandsrecht entwickeln, das unterhalten, bleibt unberührt.
der Bedeutung der Verbände und iıhrem öffentlichen Wırken {b Dıie Seelsorge 1n staatlıchen Instiıtutionen WwWI1e Bundeswehr,
Rechnung tragt und auch für die Kirchen gilt. Dabei sind reli- Bundesgrenzschutz und Strafvollzug 1St 1n die alleinıge Ver-
71ÖS und weltanschaulich bedingte Besonderheiten berück- antWOrTLUN: der Kırchen zurückzugeben. Dıie Möglichkeit
sichtigen. behinderter Betreuung durch kirchlich bestellte und bezahlte

Kırchen und weltanschauliche Gemeinschaften regeln die Seelsorger mu{fß sichergestellt se1in. DDas gleiche echt gilt für
Mitgliedschaft 1M Rahmen der Religionsfreiheit nach eigenem alle anderen Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften.
echt. Der Austrıitt erfolgt durch Willenserklärung gegenüber Geistliche und Theologiestudenten sınd 1n iıhren STAaAtSsS-

den Kırchen und weltanschaulichen Gemeinschaften. bürgerlichen Rechten und Pflichten, auch 1mM Hinblick auf den
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Wehrdienst oder seine Verweigerung, allen anderen Staatsbür- auswirken auf die hen elber, auf die Kınder Aus den Ehen,
SCIN gleichzustellen. auf die Frauen, auf die Gesellschaft insgesamt.
13 Die Vertretung der Kirchen W 1e auch anderer gesellschaft- Man Mag un entgegenhalten, bei diesen Wertfragen andele
lıcher Gruppen 1ın öftentlichen remıen (z. B Rundfunkräte, sıch bundespolitische Belange, die für ine Landtagswahl
Schulausschüsse, Jugend- und Sozialausschüsse, Hearıngs a.) kein Gewicht haben ber sınd dieselben Parteıen, die 1m
1St daraufhin prüfen, Wwieweılt S1e der Funktion der Ver- Bundestag entscheiden und 1im and Stimmen werben. Tat-
bände für den jeweiligen Bereich entspricht. sächlich geht angesichts der Auswirkungen der Bundesgesetze
Der Bundesvorstand der F.D wırd gebeten, den Thesen bei jeder Landtagswahl eine Entscheidung tür der
Erläuterungen auf der Grundlage der VO: Landesverband eine Politik, die nach UNSECETEGT Auffassung das d1ristlighe Gewi1s-
Nordrhein-Westfalen eingebrachten Anregungen anzufügen. sCMH 1n Bedrängnis bringt.

Selbst verantwortliche Mitglieder der Regierungsparteien des
Bundes bekennen, daß die demokratische Substan7z einflufß-Wahlhirtenbrief der reicher Gruppen in ihren Reihen ernsthaft gefährdet 1St und
ine stetig tortschreitende Veränderung uUNseITes treiheitlichenbayerischen ISCNOTe Gesellschaftssystems bewußt angebahnt wırd Wenn derle;i Zer-

Der Hirtenbrief der bayerischen Bischöfe ZUuUr Landtagswahl störerische Tendenzen Aaus taktischen Gründen VOLr der and-
tagswahl zurücktreten, dart uns das nıcht er ıhre nachOßktober hat ın der Öffentlichkeit beträchtlichem Auf-

sehen und bei den politischen Parteıen teıls heftigen, teıls WI1e VOrTr unveränderten Zielsetzungen hinwegtäuschen. Ent-
solchen Bestrebungen lehnen WIr die Wiıederbelebungvorsichtig ablehnenden Reaktionen geführt. Wır geben 212er den

ext des Hirtenbriefes miıt Ausnahme der kurzen, ınhaltlich elınes ıdeologisch verschärften Klassenkampf-Denkens ab, ebenso
das wırklichkeitsfremde unschdenken VO  $ der unbeschränktennıcht relevanten Eingangspassage ım Wortlaut z ieder.
Machbarkeit aller Lebensverhältnisse. Wır VO:  3 1156 -

Wır Bischöfe können u55 VOrTr dieser Wahl N!  cht darauf eschrän- Icen Abgeordneten eın Eintreten für echt und Freiheit, für
ken, die Katholiken auf ıhre Wahlpflicht hinzuweisen. Durch Solidarität und Entfaltungsraum aller gesellschaftlıchen Schich-
die Ertfahrung der etzten Zeıt sehen WIr unls genötıigt, onkret ten. Uns geht CS eiıne Bıldungspolitik, dıe der nachkommen-
ein1ıge Sorgen anzusprechen. Sıe betreften die unverzıichtbaren den (Gseneratiıon erhält, W 4S die Väter aufgebaut haben BayernWerte des menschlichen Lebens, die Grundlagen der gesellschaft- oll 1n einem yläubig begründeten, wirtschaftlich gesichertenlıchen Ordnung und die freıe Entfaltung des ırchlichen Diıen-
Stes der Gemeinschaft unseres Volkes.

inneren Frıeden den Weg 1n die Zukunft gehen.
Die Schwächung des Wertbewußtseins 1n HHNSSETET Gesellschaft

Das sıttliche BewulßfStsein 1n Lebensfragen und die Achtung und das Anwachsen radıkaler politischer Strömungen gefähr-der 1m Grundgesetz verbürgten Menschenrechte drohen den zusehends die freie Entfaltung des Diıenstes der Kirche
schwinden. Die Jjetzıge Bundespolitik trıtt diesem Rückgang, Menschen
SOWeIt überhaupt, 1Ur unzureichend en; 1n wesentlichen Es g1bt arüber hınaus Vorschläge, dıie 1n ıhrer KonsequenzBereichen Ördert S1e ıhn her. Am offenkundigsten wurde dies dem Versuch gleichkommen, den Staat einem Werkzeug
seither be] der Änderung des 218 des Strafgesetzbuches. An- weltanschaulicher Gleichschaltung aller machen, kıirchliche

alle Möglichkeiten der Hılte für schwangere Frauen AUS- Eınrichtungen und Wirksamkeiten Aaus dem Ööftentlichen Leben
zuschöpfen, wırd dem ungeborenen Leben der umfiassende verdrängen der ıhnen die notwendigen Voraussetzungen
Rechtsschutz verweigert. Die Mehrheit 1m deutschen Bundestag eiıner trejen gesellschaftlichen Entfaltung nehmen. Uns liegt
verzichtet Ö darauf, denen, dle siıch während eıiner willkür- 1m Interesse der bayerischen Heımat daran, dafß die Christen
lıch testgelegten Frıst einer Tötung ungeborenen Lebens 1n uneingeschränkter Freiheit ihre gesellschaftliche Verantwor-
beteiligen, ıne Rechtfertigung iıhres Tuns abzufordern. Ärzte, tung wahrnehmen können, dafß die Kirchen 1n der Jugend-
Schwestern, Pflegepersonal, Krankenhausträger werden 1n (se- arbeıt, 1n der Kulturpflege, 1mM Bıldungswesen, 1m sozialen
wiıssensbedrängnis gebracht, obwohl formal der Gewissens- Bereich unbehindert ıhren Beıtrag eisten dürfen. Ob diese
schutz gewährleistet 1STt. Steuerzahler und Krankenversicherte Freiheit erhalten leibt, hängt wesentlıch davon ab, 1nWwıeweılt
sollen ZUuUr Finanzıerung der Tötung ungeborenen Lebens heran- siıch dıe gewählten Abgeordneten dafür einsetzen werden.
peEZOgECEN werden, auch WCNN s1e diese AUS Gewissensgründen 1b- Mıt den Anliegen, die WIr heute den angesprochenen reı
lehnen. Wen sollte verwundern, daß eine solche Gesetzgebung Berei  en vortragen, wenden WIr u1ls alle poliıtıschen Par-
erkennbar Jjene Kreiıse ermutigt, die schließlich auch lebens- telen. Wır bıtten die Wähler, dıe Parteiıen auch danach
untüchtiges, VOT allem unheilbar krankes menschliches Leben beurteilen und daran INESSCH, mit welcher Bereitschaft S1E
dem seitherigen strafrechtlichen Schutz entziehen möchten. solche Anlıegen aufgreıften. Wır erkennen In der Bundes-
Besorgniserregend sind überdies die Vorstellungen der die regıerung und in der Koalition, die S1e tragt, sind Männer und
Bundespolitik maßgeblich bestimmenden Kräfte ZU!r NN- Frauen, die 1NSCTE Sorgen teilen; einzelne Parlamentarier be1-
ten Retorm der Ehescheidung. Wır wIıssen die Verschieden- spielsweise, welche überzeugt die Fristenregelung BC-
heit der Grundsätze des staatlichen und ırchlichen Eherechtes. stiımmt haben ber S1e finden innerhalb ıhrer Parteien nı  cht
Wır anerkennen das berechtigte Streben nach Verbesserung d1e notwendige Stütze. Entscheidend 1St die Politik der Parteıen
reformbedürftiger Gesetzesbestimmungen. Der Gesetzgeber 1n den Fragen, die für die Zukunft unserer Gesellschaft grund-
dart ber nıcht die Auffassung begünstigen, ec$ gehe bei der Ehe legend sind.
etztlich eine Gemeinschaft auf Zeıt, deren Bestand mehr So geht Iso bei der Landtagswahl 1n Bayern darum, Ab-
der weniıger 1n das Beliıeben der Gatten der auch NUr eınes geordnete entsenden, welche überzeugt dafür eintreten, daß
Partners gestellt IST:. Eıne derartige Veränderung des sittlichen dıie Grundwerte des estaatlichen und gesellschaftlıchen Lebens 1n
Bewußtseins würde sıch nach unserer Überzeugung unheilvoll uUunNnsecerem Land geschützt und gefördert werden.


